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Competition requires an institutional infrastructure that 
includes both property rights and regulation of competi-
tion. The structure of these property rights, and of regu-
lation, cannot simply be assumed. Given a specified set 
of property rights, competition may maximize wealth. 
However, society may decide that other values are im-
portant and consequently may restrain competition. 

(Joel P. Trachtman, Regulatory Competition and Regula-
tory Jurisdiction, in: Journal of International Economic 
Law, Vol. 3, 2000, S. 332) 

A. Einführung in die Problemstellung 

I. Wettbewerb zwischen Gebietskörperschaften 
in der Theorie der Wirtschaftspolitik -

Wettbewerbsföderalismus 

1. Staat als Monopol - Staat als Wettbewerber 

In der Theorie der Wirtschaftspolitik ist bislang der Nationalstaat das do-
minierende Untersuchungsobjekt.! Dies gilt sowohl für die positive Analyse 
wirtschaftspolitischer Prozesse wie für die Generierung normativer Hand-
lungsempfehlungen. Dabei ist die Heuristik, an der die normativen Pro-
bleme und die positive Analyse abgearbeitet werden, das Monopol? In nor-
mativer Perspektive erhält der Staat über den Verfassungsvertrag, den die 
Bürger miteinander abschließen, das Machtmonopol. Damit soll der Rechts-
schutzstaat geschaffen werden, der die unproduktive Dilemmasituation des 
Naturzustands überwinden helfen soll? Die sich hieran anschließende Frage 
ist dann, wie das Monopol des Staates im Verhältnis zu den Bürgern zu 

I Siehe beispielsweise Epstein, Exit Rights under Federalism, in: Law and Con-
temporary Problems, Val. 55, 1992, S. 147 ff.; Easterbrook, The State of Madison's 
Vision of the State: A Public Choice Perspective, in: Harvard Law Review, 
Val. 107, 1994, S. 1328; Kerber, Erfordern Globalisierung und Standortwettbewerb 
einen Paradigmenwechsel in der Theorie der Wirtschaftspolitik?, in: Ordo, Bd. 49, 
1998, S. 254; Wolfgang Schäfer, Globalisierung: Entmonopolisierung des Nationa-
len?, in: Berg (Hrsg.), Globalisierung der Wirtschaft: Ursachen - Formen - Konse-
quenzen, 1999, Berlin, S. 9 ff.; einen empirisch angelegten Überblick gibt Panic, 
The End of the Nation State?, in: Structural Change and Economic Dynamics, 
Vol. 8, 1997, S. 29 ff. 

2 Dies gilt auch für die meisten Außenhandelstheorien, in denen häufig angenom-
men wird, daß Produktionsfaktoren zwar national völlig mobil, aber international 
vollkommen immobil sind. 

3 Buchanan, The Limits of Liberty: Between Anarchy and Leviathan, 1975, Chi-
cago. 
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gestalten sei, um die Bürger vor der Ausnutzung der MonopolsteIlung 
durch die staatlichen Amtsträger und organisierten Interessengruppen zu 
schützen.4 Hierbei sind zwei komplementäre Lösungswege unterscheidbar. 
Zum einen die Sicherstellung der Partizipation der Bürger im politischen 
Prozeß durch Wahlen und Referenden und zum anderen durch konstitutio-
nelle Regeln, die den Staat in der Ausübung seines Machtmonopols auf das 
von den Bürgern gewünschte Ausmaß beschränken. Um eine Verknüpfung 
des Ziels der Machtbegrenzung mit hierfür geeigneten politischen Mitteln 
herzustellen, ist es jedoch neben der normativen Analyse auch nötig, den 
Staat als Monopol positiv zu analysieren. Das heißt, es sind empirisch ge-
haltvolle Hypothesen darüber zu bilden und zu testen, wie sich ein Staat als 
Monopolist beziehungsweise dessen Amtsträger unter einem bestimmten 
Regelrahmen tatsächlich verhalten. Dieser Analyse widmet sich insbeson-
dere die Neue Politische Ökonomik (Public Choice), die untersucht, welche 
allokativen und distributiven Folgen von bestimmten Ausgestaltungen des 
politischen Prozesses und der konstitutionellen Regeln ausgehen. Dabei 
wird prinzipiell vom eigeninteressierten Verhalten staatlicher Akteure aus-
gegangen, die das staatliche Monopol im Bereich der Gewaltausübung und 
in der Bereitstellung öffentlicher Leistungen dazu benutzen können, Renten 
umzuverteilen.5 Denkt man den Staat in dieser Weise paradigmatisch als 
Monopolisten, könnte man auch sagen, daß den Bürgern nur die Voice-Op-
tion bleibt, um den Staat an den Bürgerwillen zu koppeln.6 Entsprechend 
steht der Verfassungsvertrag und der politische Prozeß im Mittelpunkt der 
politökonomischen Betrachtung des Staates. 

Der Staat muß jedoch in der Theorie der Wirtschaftspolitik nicht notwen-
dig nur im Paradigma des Monopols gedacht werden. Es ist ebenso mög-
lich, den Staat im Wettbewerbsparadigma zu denken.7 Aus dieser Sicht ent-

4 Epstein, Exit Rights ... ; Josselin/Marciano, The Paradox of Leviathan: How to 
Develop and Contain the Future European State?, in: European Journal of Law and 
Economics, Vol. 4, 1997, S. 5 ff. 

5 Siehe beispielsweise Mueller, Public Choice 11, 1997, Cambridge; oder Frey/ 
Kirchgässner, Demokratische Wirtschaftspolitik, 2. Aufl., 1994, München. Mit be-
sonderem Bezug zur Regulierungstheorie siehe Stigler, The Theory of Economic 
Regulation, in: Bell Journal of Economics and Management Science, Vol. 2, 1971, 
S. 3 ff.; sowie Peltzman, Toward a More General Theory of Regulation, in: Journal 
of Law and Economics, Vol. 19, 1976, S. 11 ff. 

6 Zur Unterscheidung von "Exit" und "Voice" siehe grundsätzlich Hirschman, 
Abwanderung und Widerspruch, 1974, Tübingen. Zur Rolle von "Exit" und "Voice" 
Mechanismen in der Konstitutionenökonomik siehe zum Beispiel Van den Hauwe, 
Constitutional Economics, in: Backhaus (Hrsg.), The Eigar Companion to Law and 
Economics, 1999, Cheltenham, S. 100 ff. 

7 Easterbrook, The State of Madison's Vision of the State ... ; Kerber, Erfordern 
Globalisierung und Standortwettbewerb einen Paradigmenwechsel ... ; derselbe, 
Zum Problem einer Wettbewerbsordnung für den Systemwettbewerb, in: Jahrbuch 
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scheidet der Bürger durch die Entry- und Exit-Entscheidungen8 seiner Pro-
duktionsfaktoren in oder aus Gebietskörperschaften über die Vorteilhaftig-
keit der von Gebietskörperschaften angebotenen Steuer-Leistungspakete. So 
mag ein in Deutschland wohnhafter Bürger in Frankreich arbeiten und sein 
Kapital in Italien anlegen und damit zum Ausdruck bringen, daß sein Hu-
mankapital in Frankreich in die aus seiner Sicht beste Verwendung gelangt, 
während er sein Finanzkapital in Italien am besten angelegt vermutet und 
er seine Freizeit am liebsten in Deutschland unter den dortigen Umwelt-
schutzregulierungen verbringt. 

Es bedarf nur wenig Vorstellungskraft, daß von einer solchen Faktormo-
bilität Wettbewerbsprozesse ausgelöst werden können, die Staaten dazu 
bringen, den mobilen Faktoren Leistungsangebote an ihren Standorten zu 
unterbreiten, die die mobilen Faktoren anlocken sollen. Mit der Vermutung, 
daß Standorte in einen Wettbewerb mit Steuer-Leistungsbündeln treten, 
wenn Faktoren eine hohe Mobilität besitzen, ist natürlich noch keine Aus-
sage darüber getroffen, ob der vermutete Wettbewerbsprozeß zu Ergebnis-
sen führt, die auch gesellschaftlich gewünscht sind. Hierüber wird vielmehr 
in jüngster Zeit eine heftige Debatte geführt, die am Beispiel des Wettbe-
werbs zwischen gesellschaftsrechtlichen Regulierungen und der Ordnung 
dieses Wettbewerbs noch beispielhaft nachgezeichnet werden sol1.9 

An dieser Stelle sei bereits auf eine wichtige Differenzierung hingewie-
sen, die das Bild "Staat als Monopolist - Staat als Wettbewerber" noch 
konturenreicher macht. Man kann bei der Untersuchung des Wettbewerbs 
zwischen Gebietskörperschaften nämlich zwischen verschiedenen Mobili-
tätsgraden der Faktoren unterscheiden, die ein Maß dafür sind, wie stark 
der Monopolcharakter eines Staates beim Angebot seiner Leistungen ist. 
Neben den beiden Extremen der vollständig exklusiven Bereitstellung der 
Leistungen durch den Staat ohne jegliche Wahlmöglichkeiten und der Pri-
vatisierung staatlicher Leistungen sind vor allem die Zwischenstufen des 
interjurisdiktionellen Wettbewerbs interessant. Grundsätzlich kann man da-
bei zwischen Standortwettbewerb und Regulierungswettbewerb unterschei-
den. Beim Standortwettbewerb werden die Faktoren als mobil betrachtet, 
während die von den Jurisdiktionen angebotenen Steuer-Leistungsbündel 

für Neue Politische Ökonomie, Bd. 17, 1998, 199 ff.; sowie Siebert, Zum Para-
digma des Standortwettbewerbs, 2000, Tübingen. 

8 Die Bedeutung einer Entry/Exit-Ordnung zur Grundlegung eines Wettbewerbs 
zwischen Gebietskörperschaften wird insbesondere betont von Epstein, Exit Rights ... 

9 Zur Bedeutung einer Wettbewerbsordnung für den Systemwettbewerb siehe 
überblicksartig Kerber, Erfordern G1oba1isierung und Standortwettbewerb einen 
Paradigmenwechsel ... ; derselbe, Zum Problem einer Wettbewerbsordnung ... ; und 
Van den Bergh, Towards an Institutional Legal Framework for Regulatory Compe-
tition in Europe, in: Kyklos, Vol. 53, 2000, S. 435 ff. 


